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Sehr verehrte Damen und Herren,

zunächst werde ich auf den Stand der Rekommunalisierung der 1999 teilprivatisierten Berli-
ner Wasserbetriebe eingehen. Danach werde ich Schlaglichter auf drei unserer Erfahrungen
werfen und zum Schluss darauf eingehen, was wir als Bürgerinitiative Berliner Wassertisch
(www.berliner-wassertisch.info) gelernt haben und was nach unserer Ansicht ebenso zur
Umsetzung des Menschenrechts auf Zugang zu sauberem Wasser und sanitärer Grundversorgung
notwendig ist.

1. Teilprivatisierung und Rekommunalisierung der Berliner Wasserbetriebe

Die meisten von Ihnen werden wissen, dass es im Februar 2011 den bisher einzigen erfolgreichen
Volksentscheid in Berlin gab. Die Berlinerinnen und Berliner erzwangen damals ein Gesetz, mit
dem die Teilprivatisierungsverträge der Berliner Wasserbetriebe offengelegt werden mussten.1

Bei der Offenlegung sollte es jedoch für den Berliner Wassertisch als Initiator des Volksbe-
gehrens nie bleiben. „Wir wollen unser Wasser zurück“ war der Slogan, mit dem wir für den
Volksentscheid geworben haben, und die Berlinerinnen und Berliner haben ein klares Votum
abgegeben: Wasser gehört zur Daseinsvorsorge und darf nicht privaten Profitinteressen dienen.

Die Wasserkonzerne RWE und
Veolia haben inzwischen ihre An-
teile an den Wasserbetrieben
an das Land Berlin verkauft.
Die Teilprivatisierung, die mitt-
lerweile selbst die damals ver-
antwortlichen Parteien SPD und
CDU als „misslungen“ bezeich-
nen, ist damit rückgängig ge-
macht worden. Das ist ein großer Erfolg – aber leider nur ein Teilerfolg. Von der ebenfalls
geforderten Transparenz und Bürgerbeteiligung kann keine Rede sein. Noch leiten die von den
Privaten eingesetzten Vorstände die BWB.2 Zur Refinanzierung des überteuerten Rückkaufs3

führen sie gegenwärtig ein neoliberales „Optimierungsprogramm“ (NEO) auf Kosten der Be-
schäftigten durch. 4

Noch steht auch die juristische Aufarbeitung der dubiosen Teilprivatisierung am Anfang. Dem
Anschein nach lief die 1999 von CDU und SPD durchgeführte Teilprivatisierung nach demokrati-
schen Spielregeln ab. Tatsächlich aber verstieß sie gegen rechtliche und demokratische Grundsät-
ze. Die Privatisierungsverträge hebelten beispielsweise in dreister Weise ein Verfassungsgerichts-
urteil aus, das die garantierte Rendite der Privaten einschränkte. Die betriebliche Führung lag
trotz Minderheitsbeteiligung allein bei den Konzernen – einschließlich des hoheitlichen Abwasser-
bereichs. Auch wurde die demokratische Legitimationskette, die für ein öffentliches Unternehmen
von der Verfassung vorgeschrieben ist, in den Geheimverträgen gekappt (s. Abb. unten links).5
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Und nicht zuletzt: Das Budgetrecht des Abgeordnetenhauses wurde durch die Gewinngarantie
für die Konzerne in den Privatisierungsverträgen verletzt.6

Bei dem Volksentscheid ging und geht
es um weit mehr als nur um einen „Ver-
teilungskampf“ zwischen BürgerInnen
und privaten Konzernen. Es geht ge-
nauso um die massive Aushöhlung und
Verletzung von fundamentalen Rechts-
und Verfassungsgrundsätzen wie dem
Demokratie-, Sozial- und Rechtsstaats-
prinzip, die hinter dem Schutz von Ge-
heimverhandlungen, Geheimverträgen

und geheimen Schiedsgerichten von einer Allianz von Regierungsvertretern und Konzernen be-
gangen werden.7 Das Menschenrecht auf Wasser wird mit den gleichen Problemen zu kämpfen
haben.

2. Unsere Erfahrungen im Berliner Wasserkampf

Für uns war es die bitterste Erfahrung des Volksentscheids, festzustellen zu müssen, dass die
Institutionen, die die Bürgerinteressen eigentlich vertreten sollen, vollkommen versagt haben.
So konnte sich nicht eine der Fraktionen des Abgeordnetenhauses dazu entschließen, das Offen-
legungsgesetz zu unterstützen – ein Gesetz, das schließlich mit einer Mehrheit von 98,2 % der
Abstimmenden angenommen wurde.8

Auch der Beirat der Berliner Wasserbetriebe, eine Institution, die das Unternehmen – ich zi-
tiere: „in allen Fragen [berät], in denen die Aufgaben der Anstalt des öffentlichen Rechts das
Gemeinwohl und die Daseinsvorsorge berühren“9, wurde seiner Aufgabe nicht gerecht. Obwohl
dem Wasserbeirat neben klassischen Unternehmenslobbyisten wie der Industrie- und Handels-
kammer Berlin (IHK) und dem Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW)
auch Gruppierungen der Zivilgesellschaft – so der Berliner Mieterverein und das Naturschutz-
zentrum Ökowerk Berlin – angehören, hat sich das Gremium offensichtlich als wirkungsloses
Instrument zur Durchsetzung der Bürgerinteressen erwiesen. Mehr als die klassische „Alibifunk-
tion“ kann ihm im Rückblick nicht zugesprochen werden.

Ein weiteres massives Hindernis für uns war die Instrumentalisierung wissenschaftlicher Insti-
tutionen. Ein Gutachten von Dr. Mark Oelmann, das die Konzerne in Auftrag gegeben hatten,
feiert die Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe als Erfolgsgeschichte und leugnet die
Gewinngarantie der Privaten.10
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Ein anderes Gutachten zu den Aussichten einer Rekommunalisierung hat die IHK – Mitglied
des Wasserbeirats – bei Professor Dr. Joachim Schwalbach, damals noch Leiter des Instituts für
Management der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät an der Humboldt-Universität, in Auf-
trag gegeben.11 Dieser Gutachter ist jedoch kein Unbekannter: Die TAZ hat in einer Artikelserie
aufgedeckt, dass Schwalbach bereits ein Gefälligkeitsgutachten für die Atomlobby angefertigt
hatte.12 Auch hier hat er die Erwartungen der IHK erfüllt:

Der Berliner Wassertisch hat zum IHK-Gutachten von Schwalbach im Internet ein Wiki einge-
richtet („SCHWALBIswag“), das auf nahezu jeder Seite sachliche Fehler belegt (s. Abb. oben).13

Mit unserem SCHWALBIswag-Wiki und einer Ver-
anstaltung zu Gekauften Gutachten14 im TAZ-Café
(s. Abb. rechts) haben wir es tatsächlich erreicht,
dass das IHK-Gutachten in der medialen Versen-
kung verschwand. Ein entsprechendes universitär-
es Gegengutachten konnten wir jedoch wegen Geld-
mangel nicht in Auftrag geben.

Schließlich hatten wir mit der mangelnden und oft-
mals einseitigen Berichterstattung zu kämpfen. Ei-
ne derart geschlossene Front von Regierung, Wirt-
schaft und Wissenschaft ist jederzeit in der Lage,
die Glaubwürdigkeit einer Bürgerinitiative – zumin-
dest im Bereich der etablierten Medien – zu er-
schüttern. Dies ist nicht nur unsere eigene Einschät-
zung. Nach dem Volksentscheids-Erfolg hat bspw.
die Berliner Morgenpost selbstkritisch geschrieben,
dass „die Medien die Gruppe lange wenig ernst nah-
men.“15
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Wir haben versucht, eine Gegenöffentlichkeit zu installieren. Der Wasserpresseblog hat einen
Teil der Presseberichterstattung zum Wasservolksbegehren ausgewertet und kommentiert (s.
Abb. unten).16 Jedoch ist die Reichweite eines solchen „Watchblogs“ nicht mit der etablierter
Medien vergleichbar. Auch hatten wir nicht die finanziellen Mittel, die Öffentlichkeit – wie die
BWB – über eine millionenschwere Werbekampagne17 in ebendiesen Medien zu erreichen.

3. Fazit und Forderungen

Was haben wir gelernt? Wir haben zunächst gelernt: Eine kritische Öffentlichkeit ist durch nichts
zu ersetzen. Institutionen haben nach unserer Erfahrung leider die Eigenschaft, nach einiger Zeit
mit den Einrichtungen, die sie kontrollieren sollen, zu verkrusten. Sowohl unsere parlamenta-
rischen Repräsentanten, die unsere Interessen im Allgemeinen vertreten sollen, als auch der
Wasserbeirat, der sich für unsere speziellen Interessen bei den Wasserbetrieben einsetzen soll,
waren nicht imstande, die offensichtlichen Missstände abzustellen. Wir haben daher die Überzeu-
gung gewonnen, dass sich echte Demokratie nur bis zu einem gewissen Grad stellvertreterhaft
in Institutionen herstellen lässt. Anstatt die Demokratie repräsentativ zu „simulieren“, gilt es
daher, Demokratie zu stärken und zu „stimulieren“, das heißt: Auch die „kleinen“ Bürger müssen
die Möglichkeit erhalten, per direkter Demokratie wirksamen politischen Druck auf die reprä-
sentativen Institutionen auszuüben.

Dazu müssen jedoch bestimmte Voraussetzungen gegeben sein:

1. Einrichtungen der Daseinsvorsorge dürfen allein nach dem Kostendeckungsprinzip arbei-
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ten. Werden sie einer Gewinnerzielungslogik unterworfen, führt dies regelmäßig dazu, dass am
falschen Ende gespart wird und Missstände überhaupt erst entstehen. Dies gilt unabhängig da-
von, ob der Eigentümer privat oder öffentlich ist.

2. Bei den Einrichtungen der Daseinsvorsorge muss vollständige wirtschaftliche Transpa-
renz herrschen. Dazu gehört, dass bspw. die Benchmarkings der Wasserunternehmen veröffent-
licht werden, denn die Kontrolle von natürlichen Monopolen verlangt vergleichbare Parameter.
Geheimverträge und geheime Schiedsgerichte etc. hingegen verhindern eine demokratische Kon-
trolle und gehören daher in diesem Bereich abgeschafft.

3. Bürgerinitiativen benötigen einen Zugang zu wissenschaftlicher Kompetenz. Die Uni-
versitäten werden von den BürgerInnen finanziert! Es kann nicht sein, dass wissenschaftliche
Ressourcen allein den finanzkräftigen Konzernen oder ihren Unterstützern aus der Politik zur
Verfügung stehen. Der Rückzug des letzten verbliebenen Anteilseigners Veolia erfolgte in dem
Monat, als die Piratenfraktion eine Organklage gegen die geheime Gewinngarantie eingereicht
hatte. Diese Klage war jedoch nur möglich, weil der Wassertisch zuvor mit Hilfe einer großzü-
gigen Geldspende eine fertige Klageskizze bei dem renommierten Verfassungsrechtler Professor
Dr. Kirchberg in Auftrag geben konnte. Unserer Meinung nach darf jedoch ein wichtiges Anlie-
gen der Bevölkerung nicht von zufälligen Geldspenden abhängig sein. Sobald bestimmte Min-
destvoraussetzungen, etwa eine Mindestzahl gesammelter Unterschriften, erreicht sind, müssen
Bürgerinitiativen die Möglichkeit erhalten, Gutachten bei wissenschaftlichen Institutionen ihrer
Wahl zu beauftragen.

4. Zuletzt benötigen auch die Bürger einen Zugang zu den etablierten Medien, damit sie
eine vergleichbare Öffentlichkeit herstellen können, wie es der Koalition aus Wirtschaft und der
mit ihr eng verbundenen Politik möglich ist.

Eine lebendige Demokratie braucht Bürgerengagement! Wenn das Menschenrecht auf
Wasser kein Papiertiger bleiben soll, müssen die Einfluss- und Kontrollmöglichkeiten der Bür-
ger verbessert werden. Transparenz und Partizipation dürfen nicht allein in Alibi-Institutionen
kanalisiert und „eingekrustet“ werden. Die demokratische Kontrolle muss für unsere Politiker im-
mer unberechenbar, spontan und wirksam bleiben. Das setzt jedoch eine Infrastruktur voraus,
die Initiativen aus der Bürgerschaft die nötige Effizienz und Kompetenz verschafft. Institutio-
nelle DemokratieSimulation reicht nicht! Wir benötigen verbesserte Rahmenbedingungen zur
Demokratie-Stimulation.

vv
Rainer Heinrich ist Gründungsmitglied des Berliner Wassertischs und stellvertretender Presse-
sprecher. Er war außerdem Vertrauensperson des Volksbegehrens Unser Wasser.
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